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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 20. Juni 4979
für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom
41. Mai 1978 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergerichtlichen
Kosten des Revision3verfahrens zu erstatten.
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob bei der Berechnung der

Kneppschaftsausgleichsleistung die Zeit vom 1. September 1939

bis zum 8. Mai 1945 als Ersatzzeit zu berücksichtigen ist.

Der im Jahre 1919 geborene Kläger war knappschaftlich ver—

sichert bevor er ab 2. November 1938 dem Reichsarbeitsdienst

zunächst als Dienstpflbht@pr und ab 1. April 1939 als Frei—

williger angehörte. Anschließend leistete er Kriegsdienst

ab 18. Juni «quo als Wehrpflichtiger und vom 18. Juni 1942

bis zum 8. Mai 1945 als Berufssoldat. Nach der Rückkehr aus

der Kriegsgefangenschaft war er ab Oktober 1947 wieder im

Bergbau beschäftigt und knappschaftlich versichert.

Im Zusammenhang mit der Gewährung der Bergmannsrente bean-

tragte der Kläger auf entsprechende Aufforderung der Be—

klagten vom 13. Mai 1970 hin, die Nachversicherung des frei-
willwmen Arbeitsdienstes und der Zeit als Berufssoldat

durchzuf hren. Aufgrund entsprechender Verwaltungsakte des
Landesamtes für Besoldung und Versorgung in Nordrhein—
Westfalen und der Bundesversicherungsanstelt für Angestellte

gilt die Nachversicherung der Zeit ab 1. April 1939 gem
5 99 Allgemeines Kriegsfolgengesetz (AKG)und sodann die

Zeit vom 18. Juni 1942 bis 8. Mai 1945 gem 5 72 des Gesetzes

zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Art 131 des

Grundgesetzes fallenden Personen (G 131) als in der Renten-
versicherung der Angestellten durchgeführt. Die Beklagte

berück31cht13te jedoch bei der Festsetzung der Bergmanns-

vente die Zeit vom 2.November 1938 bis zum 8. Mai 1945 als

Ersatzzeit in der knappsohaftlichen Rentenversicherung,“

nachdem Sie vorher beim Kläger angefragt hatte‚ ob er inso-
weit die Anrechnung als Nechversicherungszeit in der Ange—
stelltenversicherung oder eine Ersatzzeit in der knapp-

scheftlichen Rentenversicherung wünsche. Ein später er-
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teilter Berichtigungsbescheid wurde im Klageverfahren aufgehoben.

Am 5. August 4974 beantragte der Kläger, ihm die Knappschafts-

ausgleichsleistung zu gewähren. Diesem Begehren entsprach die

Beklagte mit Bescheid vom 24. Januar 4975 ab 4. Dezember 4974.

Dabei rechnete sie die Zeit von 4959 bis 4945 nicht an. Der

Widerspruch des Klägers blieb ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid

vom 4. Juli 4975).

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil vom

24. Januar 4976). Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die

Berufung des Klägers die Beklagte verurtEilt, die Zeit vom

Beginn des 2. Weltkrieges bis zum 8. Mai 4945 als Ersatzzeit

bei der Berechnung der Knappschaftsausgleichsleistung zu
berücksichtigen. Durch die Beschränkung des Leistungsantrags

auf die Leistungen der knappschaftlichen Rentenversicherung

habe die Nachversicherung in der Angestelltenversicherung
völlig außer Betracht zu bleiben. Die Voraussetzungen der

55 50, 54 Reichsknappschaftsgesetz (EKG), auf die es allein
ankomme, seien für die Zeit ab 4. September 4959, nicht dagegen

schon ab 4. April 4939 erfüllt (Urteil vom 44. Mai 4978).

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte, der

Kläger habe den Leistungsantrag nicht beschränkt. Selbst wenn

man aber von einer Beschränkung des Leistungsantrags ausgehe,

könne die streitige Ersatzzeit nicht angerechnet werden, weil

wegen der durchgeführten Nachversicherung die anschließend

als Ersatzzeit in Betracht kommende Zeit der Rentenversicherung

der Angestellten zugerechnet werden müsse.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG für das Land Nordrhein—*

Westfalen vom 44. Mai 4978 aufzuheben und
die Berufung des Klägers gegen das Urteil des

SG Gelsenkirchen vom 24. Januar 4976 zurück—

zuweisen.
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"Der Kläger beantragt,.„
. .

die Revision der Bekiagten„zurückzuyeisen.

Ei hält die engefechtene Ent$Cheiäung für Zutreffend.

Die Betei_ligten haben sich mit ein.er Entscheidung ohne_ mühd—{4.

. liche Verhandlung (5 124 Abs 2 des ooz1alger1chtsgesetzev :

-
-SGG—) einverstanden erklärt.

11

Die durch Zulassung éiatthafte.ßeViéiön'der Beklagten iét

n.icht begxü.ndet; denn sie hat die Zeit vom 1. September 49591

._bis Zum 8. Mai 4945 bei der Berechnung der dem Kläger zu—

stehenden Knappschaftsausglelchslelstun8 nach 5 988 EKG
Zu bexuck51cht1gen.

DasLSGist zu diesemErgebnis'eelangt weil der Klägeri
eei■än Leist ung.qantrag vom 5. Au€USt 4974 ÜGSC‘hIäHKt.habe.“
Deshe1b müsse äie für den Streitigen Zeitraum durchgeführte

NOCthJ innerung in der Anaestelltenvers1cherung außer Be—

trachi: bl.eiben und die begehrte' Erset2zeit falle in di-e
_knapperbaif]1che Rentenver_sicherung„' Dieser Begründung des

‚angefochtenen Urteils vermag der Senat nicht züzustimmen.

5‘104Abs4 setz 2 EKGräumtdemVersiéherteninsofern ein“
geüisség Gestaltungsrecht ein, als ef den Leistungsanträg,.

‚der nnrmaLerweiee fur alle beteiligten Vereicherungbzwelge

gil._t ausdrückl.ich auf einzelne Verscheruhgszweige be—
_schrä.n.ken kzann. Nach einer golchen Be3chränkung haben zwar.

» wie der erkzennende Senat mit Urteil vom 46. Januar 4979
'(54RKn 14/78) entschieden hat_— die zu anderen_Versiche«.

rungezwe1gen entriéhtétén Beiträge auch bei der Prüfung-der

VOraüssetzumgen für die Anrechnung Von Ersetzzeiten un—'

beruckalcht1g„ zu bleiben. Die Frage aber, 'ob ei.n AnSprueh

auf ein.e knappe ch8ftlibhe Sonderleistung im Sinne der 55 45, -
48_Abs 4 Nr 2, 983'RKG'durch eine'Eeeehränkung.nach'g 401 ”"

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

Abs 1 Satz 2 RKG begründet oder erhöht werden kann, hat der

Senat in jener Entscheidung ausdrücklich offen gelassen. Diese

Frage ist indes zu verneinen.

Voraussetzung für eine Beschränkung des Leigtungsantrags und

eine sich daraus ergebende andere Zuordnung einer Ersatzzeit

zu einem anderen Versicherungszweig ist, daß es sich um eine

Rentenleistung handelt, die ihrer Art nach in mehreren Ver—

sicherungszwéigen bekannt ist und im konkreten Fall in Betracht

kommt. Anderenfalls ist eine Beschränkung schon begrifflich

nicht möglich; denn eine Reduzierung der Versicherungszweige

ist bei der ohnehin nur für einen einzigen Versicherungsträger

bestehenden Leistungspflicht nicht denkbar. Um solche - selbst

bei einem Wanderversicherten — nur aus seinen knappschaftliohen

Versicherungszeiten zu gewährende Sonderleistungen handelt es

sich bei der Knappschaftsausgleichsleistung (% 988 EKG), der
Bergmannsrente nach 5 45 EKG und dem Knappschaftsruhegeld des

% 48 Abs 4 Nr 2 EKG. Da es diese Leistungen in der Arbeiter-
renten— und in der Angestelltenversicherung nicht gibt, kann es
insoweit nicht zur Leistungsgewährung aus mehreren Versicherungs-

zweigen kommen.

Da somit eine Beschränkung des Leistungsantrags bei der dem
Kläger gewährten Knappschaftsausgleichsleistung ohne Rechts-

wirkung ist, kann die Nachversicherung in der Angestelltenver-

sicherung, die hier für die Zeit vom 1. April 1959 bis 8. Mai
49a5 als durchgeführt gilt, nicht außer Betracht bleiben. Viel—

mehr ist aufgrund der Nachversicherung in der Angestelltenver—

sicherung davon auszugehen, daß die Voraussetzungen für eine
Anrechnung der streitigen Zeit auf die Knappschaftsausgleichs-

leistung als Ersatzzeit nach der im Knappschaftsreoht bestehenden

Sonderregelung des 5 50 Abs 5 RKG nicht gegeben sind. Insowe1t

hat der erkennende Senat bereits durch die Urteile vom
25. September 1962 (BSGE 18, 42 = SozR Nr 1 zu 5 50 RKG) und

25. August 1965 (SozR Nr 2 zu 5 50 EKG} entschieden, daß eine
Ersatzzeit nach % 50 Abs 5 Satz 4 RKG nicht angerechnet werden

kann, wenn der letzte Beitrag vor Beginn der Ersatzzeit nicht
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zur knappschaftlichen Rentenversicherung, sondern zur Renten-

versicherung der Arbeiter oder der Angestellten erbracht

werden ist und des weiteren 5 50 Abs 5 Satz 2 Buchst a EKG

nur dann Platz greift, wenn die Zuordnung einer Ersatzzeit

zu irgendeinem der Rentenversicherungszweige nach Satz 1

dieser Vorschrift nicht möglich ist. An dieser Rechtsprechung

wird auch für den hier vorliegenden Fall, daß die Nachver—

sicherung in einem anderen Rentenversicherungszweig vor Be—

ginn der Ersatzzeit als durchgeführt gilt, festgehalten

(ebenso bereits Urteil des Senats vom 24. Februar 1976,

SozR 2600 5 45 Nr 14).

Kann nach alledem der im angefochtenen Urteil vertretenen

Rechtsauffassung nicht zugestimmt werden, so hat das LSG

gleichwohl im Ergebnis zutreffend entschieden, daß die Zeit

vom 4. September 1959 bis zum 8. Mai 4945 zusätzlich bei

der Berechnung der Knappschaftsausgleichsleistung zu
berücksichtigen ist. Zwar folgt aus dem bindend gewordenen

Bescheid der Beklagten über die Gewährung der Bergmannsrente,

in dem diese Zeit rentensteigerndanthalten ist, noch nicht,
daß dies auch bei der Berechnung der Knappschaftsausgleichs-

leistung zu geschehen hat. Die Beklagte hat es aber pflicht-

widrrg unterlassen, den Kläger über die mit der Nachver—
sicherung für ihn verbundenen Nachteile zu unterrichten. Wie

der Senat bereits in seiner Entscheidung vom 25. April 4978

(SozR 2200 5 1290 Nr 41 mwN) dargelegt hat, wird spätestens
mit dem Rentenantrag zwischen dem Versicherten und dem

Versicherungsträger ein Sozialrechtsverhältnis mit gegen—
seitigen Rechten und Pflichten begründet. Für die Beklagte
bestand deshalb Veranlassung, den Kläger auf solche Ge—

staltungsmöglichkeiten hinzuweisen, die klar zutage getreten

sind, also ohne weiteres erkennbar geworden sind und zweck—
mäßigerweise von jedem vernünftigen Versicherten genutzt

werden. Die Verletzung dieser Betreuungspflicht führt zum
Anspruch auf Herstellung des Zustandes, der bestehen würde,
wenn der Versicherungsträger sich pflichtgemäß verhalten
hätte (vgl auch BSG Urteil vom 9. Mai 1979 — 9 RV 20/78 -
und H—Bogs, sozialversicherungsrechtlicher Schadensaus—
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gleich im Staatshaftungssystem, in "Sozialrechtsprechung,

Verantwortung für den sozialen Rechtsstaat" — Festschrift für

das BSG - Bd 4 Seite 449 ff mwN).

Die Beklagte hat den Kläger mit Schreiben vom 43. Mai 4970

aufgefordert, einen Antrag auf Nachversicherung gem 5 99 AKG zu

stellen. Für sie mußte aber im Hinblick auf die Entscheidungen

des Senats vom 25. September 1962 und 25. August 4965 aaO

erkennbar sein, daß sich damit die Rechtsposition des Klägers

als bisher ausschließlich knappschaftlich Versicherten bezüg-

lich der Ersatzzeit und deren Zuordnung zur knappschaftlichen

Rentenversicherung verschlechtern würde. Eine Verpflichtung

des Klägers, die Nachversicherung zu beantragen, bestand indes

nicht. Nach der Rechtsprechung des Senats (Urteil vom
24. Februar 1976 in SozR 2600 5 45 Nr 44) handelt ein Ver“

sicherter, der einen solchen Antrag nicht stellt, nicht rechts—

mißbräuchlich. Vielmehr steht es in seinem Ermessen, von der

Möglichkeit des 5 99 AKG Gebrauch zu machen. Eine Dienstzeit
im öffentlichen Dienst gilt so lange nicht als fiktive Nach_

versicherungszeit, wie die zuständige Verwaltungsstelle nicht
die dienstrechtlichen Voraussetzungen durch Verwaltungsakt

festgestellt hat. '

Wenn auch die Entscheidung des Senats vom 24. Februar 1976

erst nach der Aufforderung zur Nachversicherung vom 15. Mai

—1970 ergangen ist, so hätte jedenfalls die Rechtsprechung

zur Zuordnung der Ersatzzeit in den genannten Urteilen aus den

Jahren 1962 und 4965 in Verbindung mit den höchstrichterlich

noch nicht geklärten Fragen der Nachversicherung der Beklagten

Veranlassung zu entsprechenden Hinweisen an den Kläger geben

müssen. Da sie das vorwerfbar unterlassen und die Rechts—

position des Klägers dadurch verschlechtert hat. muß sie den
ursächlich durch die Verletzung der Betreuungspflicht dem

Kläger entstandenen Schaden ausgleichen. Er kann somit Von der

Beklagten die Herstellung des Zustandes verlangen, der bestehen

würde, wenn sie sich pflichtgemäß verhalten hätte. Nach ent—
sprechender Aufklärung hätte der Kläger aber bei sachgemäßer

Wahrung seiner Interessen die Nachversicherung der Zeit ab
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1. April 1939 nicht beantragt. Die Ersatzzeit ab Kriegsbeginn

bis zum 8. Mai 1945 hätte ihm dann - mangels einer Vorver—
sicherungszeit in der Angestelltenversicherung — in der

knappschaftlichen Rentenversicherung angerechnet werden

müssen, wie dies bereits bei der Bergmannsrente geschehen war.
Die Verpflichtung der Beklagten, nunmehr bei der Knappschaftsaus—
gleichsleistung ebenso zu Verfahren, ergibt sich somit aus
dem Herstellungsanspruch des Klägers wegen Verletzung der
Betreuungspflicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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